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Sommerkonzerte im Herderpark , Steinbauerpark und Kongreßpark

2 . August ( RK ) Donnerstag , den 4 . August , finden jeweils um

17 . 30 Uhr , im 11 . , 12 . und 16 . Bezirk Sommerkonzerte statt * Im

Herderpark konzertiert die Musikkapelle der Wiener Verkehrsbetriebe

im Steinbauerpark die Musikkapelle der Wiener B - Werke und im Kon¬

greßpark die Polizüimusik Wien.
Der Zutritt zu diesen Veranstaltungen ist frei*

Rundfahrt " Neues Wien"

2 . August ( RK ) Donnerstag , den 4 . August , Route I mit Besich¬

tigung der Siedlung und Schule Wienerfeld - Ost sowie der Per Albin-
Hansson - Siedlung mit Kindergarten und Volksheim der Wiener Volks¬

bildung.
Abfahrt vom Neuen Rathaus , 1 , Lichtenfelsgasse 2 , um 14 Uhr.

Entfallende Sprechstunden

2 . August ( RK ) Im August entfallen im "Wohlfahrtsamt und im
Rathaus die Sprechstunden beim Amtsfährenden Stadtrat für das
städtische Wohlfahrtswesen , Vizeburgermeister Honay .
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75 . Geburtstag von Alfred Mell

2 . August ( RK ) Heute vollendet der ehemalige Direktor des

österreichischen Heeresmuseums General - Kustos Hofrat Dr . Alfred

Mell sein 75 . Lebensjahr.
Als Sohn des österreichischen Blindenpädagogen Alexander Mell

in Graz geboren , studierte er an der Wiener Universität Rechtswis¬

senschaft , besuchte aber auch historische Vorlesungen und machte

die Abschlußprüfung des Institutes für österreichische Geschichts¬

forschung . Seit 1903 war er Mitarbeiter der Urbar - Kommission der

Akademie der Wissenschaften und des Heeresmuseums , wo er die Stelle

eines Konservators erhielt . 1920 wurde er zum Leiter der Biblio¬

thek des österreichischen Kriegsarchivs , 1934 zum Direktor des

österreichischen Heeresmuseums im Arsenal berufen . Lr behielt sein

Amt bis zu seinem 1950 erfolgten Übertritt in den Ruhestand und

konnte noch die Vorarbeiten für die NeuaufStellung des Museums

durchführen . Hofrat Dr . Mell war auf dem Gebiet der historischen

Wissenschaft , vor allem als Herausgeber von Archivmaterial , tätig

und hat sein Spezialfach , die Kriegswissenschaften , in einer Reihe

von Aufsätzen behandelt . Als Helfer seines Vaters hot er sich auch

Verdienste um die Einrichtung des österreichischen Blindenmuseums

erworben , das zu den bedeutendsten Sammlungen dieser Art zählte.

Ablenkung von Autobuslinien

2 . August ( RK ) Nach Beendigung der Bauarbeiten auf der stadt¬

auswärts führenden Fahrbahn der Kärntner - Kreuzung und wegen der

beginnenden Bauarbeiten an der Opernkreuzung werden ab Mittwoch,
den 3 . August , die Autobusse der Linien 4 , 6 und 7 und der nur in
den Nächten von Samstag auf Sonntag geführten Nachtlinien A und D
und der Sonderverkehrslinien zum Gänsehäufel und zur Freudenau
folgendermaßen abgelenkt?

Autobuslinie 4 in der Fahrtrichtung vom Westbahnhof zum Pra¬
terstern ab Babenbergerstraße über Elisabethstraße - Operngasse -

• A
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Friedrichstraße - Karlsplatz - Akademiestraße - Bösendorferstraße

- Dumbastraße - Kärntner - Ring - Akademiestraße - Walfischgasse

zur Kärntner Straße.
In der Fahrtrichtung vom Praterstern zum Westbahnhof ab

Kärntner Straße über Friedrichstraße - Nibelungengasse zur Baben¬

bergerstraße .
Autobuslinie 6 in der Fahrtrichtung nach Gersthof ab Opern¬

gasse im Zuge der Lothringerstraße zum Karlsplatz - Akademiestraße

- Bösendorferstraße - Dumbastraße - Kärntner - Ring - Akademiestraße

- Walfischgasse - Kärntner Straße - Führichgasse zur Augustiner¬
straße .

In der Fahrtrichtung zum Siebenbrunnenplatz ab Albertinaplatz
über Philharmonikerstraße - Kärntner Straße zur Operngasse.

Autobuslinie 7 in der Fahrrichtung zum Südtiroler Platz die

normale Fahrstrecke.
In der Fahrtrichtung zum Franz Josefs - Bahnhof ab Karlsplatz

- Akademiestraße - Bösendorferstraße - Dumbastraße - Kärntner-

Ring - Akademiestraße - Walfischgasse - Kärntner Straße.

Die Autobus - Nachtliniert A und D werden wie die Autobus - Tag—
linien 4 und 7 geführt.

Die Sonderverkehrslinienu In der Fahrtrichtung zum Karlsplatz
wird die normale Fahrstrecke durchgehend über die Kärntner Straße

gefahren , in der Fahrtrichtung zum Gänsehäufel , bezw . Freudenau

ist die Ablenkung wie bei der Autobus - Taglinie 7.
Die neuerrichteten Haltestellen auf den Ablenkungsstrecken

sind durch Ständer gekennzeichnet.

Personalnachrichten

2 . August ( RK) Der Wiener Stadtsenat hat heute Amtsrat Franz

Aigner zum Oberamtsrat ernannt.
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Wiener Landesregierung genehmigt 67 Millionen Wohnbaudarlehen

2 . August ( RK ) Wie bereits berichtet , hat der Wohnbauförde¬

rung sbeirat der Stadt Wien in seiner ersten Geschäftssitzung am

25 . Juli eine größere Anzahl von Bauvorhaben zur Forderung durch

Darlehen empfohlen . Der Amtsfährende Stadtrat für das Finanzwesen

Re sch legte heute in der Sitzung der Wiener Landesregierung eine

Liste mit 55 erledigungsreifen Bauvorhaben vor , deren Baukosten

insgesamt 80 Millionen Schilling betragen . Hiefür sollen aus Mit¬

teln der Wohnbauförderung Darlehen von zusammen 67,334 . 000 Schil¬

ling gewährt werden . Damit können 625 Wohnungen gebaut werden,
darunter 48 Eigenheime . Die Mitglieder der Wiener Landesregierung
haben diesen Antrag des Finanzreferenten einstimmig angenommen.

Die übrigen vom Wohnbauförderungsbeirat empfohlenen Fälle

werden nach Einlangen der ausstehenden Ergänzungen der Wiener Lan¬

desregierung vorgelegt werden.

Schweinehauptmarkt vom 2 . August

2 . August ( RK) Neuzufuhren Inlands 4989 , Ungarn 1285 , zusam¬
men 6274 . Alles verkauft.

Preises Extremware 14 . - S , 1 . Qualität 14 . - S , 2 * Qualität
13 . 80 bis 14 . - S , 3 . Qualität 13 . 60 bis 13 . 70 S , Zuchten 12 . 50
bis 13 . 50 S , Altschneider 11 . 60 bis 12 . 30 S; ungarische Schweine
13 . 40 bis 14 . - S.

Bei sehr lebhaftem Marktverkehr notierten Extremware und
1 . Qualität behauptet , 2 . Qualität verteuerte sich bis zu 40 Gro¬
schen , 3 . Qualität bis zu 60 Groschen.
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Wiener Gemeinderat

2 . August ( RK ) Unter dem Vorsitz von Bürgermeister Jonas
trat der V/iener Gemeinderat heute nachmittag zu einer Sitzung
zusammen , die auf Verlangen der ÖVP einberufen wurde . Der Vor¬
sitzende teilte mit , daß die VO einen Antrag , betreffend Aufhe¬
bung des Gemeinderatsbeschlusses vom 22 . Juli zu Post 72 , welche
die Erhöhung der Straßenbahntarife zum Gegenstand hatte , einge¬
bracht hat . Die dringliche Behandlung des Antrages wird verlangt,
ferner liegt ein Antrag der ÖVP betreffend die Tarifregulierung
bei den Städtischen Unternehmungen vor , für den gleichfalls die
dringliche Behandlung verlangt wird . Ein weiterer Antrag der ÖV P
betrifft die Überprüfung der Berechtigung erhöhter Tarife der
Wiener Verkehrsbetriebe durch ein neutrales Eorum von Fachleuten,
Die Verlesung des Antrages wird verlangt.

Die übrigen Punkte der Tagesordnung wurden ohne Debatte an¬
genommen . sodaß Bürgermeister Jonas sogleich in die Behandlung
des dringlichen Antrages der ÖVP einging.

Schriftführer GR . Dr . Eiedler ( ÖVP ) verlas den Antrag in dem
es heißt , daß die Tarifregulierung der Städtischen Unternehmungen
auf die Tagesordnung der heutigen Sitzung des Gemeinderates ge¬
setzt und einer eingehenden sachlichen Beratung unterzogen werden
solle . In der schriftlichen Begründung heißt es unter anderem,
daß die Debatte zu ^ diesen Tagesordnungspunkten der Sitzung am 22*
Juli vom Vorsitzenden Bürgermeister Jonas mit Gewalt abgewürgt
wurde , sodaß den Gemeinderäten das Recht der eingehenden Stellung¬
nahme zu diesen Problemen genommen wurde . Die Abstimmung über die
Tariferhöhungen wurde in einer derart erregten und turbulenten
Atmosphäre abzuführen versucht , daß die einzelnen Mitglieder des
Gemeinderates weder wußten , welcher Antrag zur Abstimmung kommen
sollte , noch eine Möglichkeit hatten , ihre . Willensmeinung klar
zum Ausdruck zu bringen.
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Darüber hinaus sind die Antragsteller der Meinung , daß der der¬

zeitige G-emeinderat keine Vollmacht hat , derartige Anträge , die
sachlich unbegründet sind , vor allem aber auch die wirtschaftliche

Entwicklung des Landes schwerstens gefährden , zu beschließen.
Dies umso mehr , als auch die Hehrheitspartei dieses Hauses der
Wiener Bevölkerung feierlich versprochen hat , keinerlei Er¬

höhungen der l ' arife der Städtischen Verkehrsbetriebe zu beschließen.
Zur Begründung des Antrages erteilt der Vorsitzende Vize¬

bürgermeister . ieipibeirger das Wort , wobei er bemerkt , daß die Rede¬
zeit mit fünf Minuten beschränkt ist.

Vizebürgermeister Weinber
_ger erklärte in der Begründung die

Absicht , die Straßenbahntarife zu erhöhen , war und ist nicht nur
ein schwerer Anschlag auf die Lebenshaltung , der kleinen und
schwachen Mitbürger , sie war und bleibt auch eine schwere Ge¬
fährdung der Stabilität . Kein geringerer als Bundeskanzler
Ing . Raab hat dies in klaren Worten ausgesprochen und die Arbeiter¬
kammer hat sich dieser Argumentation und Warnung zweimal ange¬
schlossen . Der Österreichische Gewerkschaftsbund hat es allerdings
unterlassen , seine Pflicht als Interessenvertretung der Arbeiter und
Angestellten zu erfüllen . Die bisherige Behandlung dieser Probleme
war mehr als bedauerlich . Sie war ein Hohn auf den Geist der
Koalition und ein Putsch gegen die Demokratie . Die SPö hat ganz
genau gewußt , daß die OYP zumindest in Vertretung von 360 . 000 Wiener
Wählern und als Teil der durch die Koalition vertretenen Wiener
Stadtverwaltung nicht nur vor sondern auch nac h den Wahlen gegen die
Erhöhung der Straßenbahntarife war . Die SPÖ hat gewußt , daß die ÖVP
diese Erhöhung aus sehr sachlichen Gründen ablehnt . Stadtrat
Dkfm,Hathschläger hat genau nachgewiesen , daß Tariferhöhungen bei
den Straßenbahnen unbegründet und gefährlich sind . Die OVP wollte
bei der letzten Gemeinderatssitzung abermals nachweißen , daß der
Antrag auf Tariferhöhung unsozial ist . Sie wollte das Ersuchen
stellen , die ganze Drage wenigstens noch einmal genau zu überprüfen
und ein objektives Forum zu einem Gutachten einzuladen . Die SPÖ
hielt es aber für richtig , das bedeutsamste Recht jedes Volks¬
vertreters , nämlich seine Meinung frei zu äußern , durch Geschäfts-
o rdnungskniff e abzuw ürgen.

/
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Vizebürgermeister Weinberger stellte neuerlich fest , daß Bür¬

germeister Jones durch den Schriftführer Br . Fiedler die Wortmel¬

dung der Gemeinderätin Br . Stürzer rechtzeitig schriftlich und

mündlich bekanntgegeben worden ist . Br stellte weiter fest , daß

zu diesem Zeitpunkt die Bebatte noch nicht geschlossen war , fer¬

ner daß der vom Vorsitzenden deklarierte Schluß der Bebatte irre¬

gulär , die nachher versuchte Abstimmung vollends rechtsungültig

und daher auch rechtsunwirksam gewesen ist . Nach der Geschäfts¬

ordnung ist " eine Abstimmung so vorzunehmen , daß die wahre Meinung

der Mehrheit des Gemeinderates zum Ausdruck kommt . " Bei dem , was

die SPO Abstimmung nennt , hat es eine Feststellung einer solchen

Meinung nicht gegeben . Ein Antrag auf namentliche Abstimmung wurde

überhaupt nicht behandelt . Wortmeldungen zur Geschäftsordnung wur¬

den einfach ignoriert . Es ist also klar , daß kein rechtswirksamer

Beschluß zustandekam und daß daher kein Wiener gezwungen ist , ir¬

gend einen erhöhten Tarif zu bezahlen.

Wir haben den Antrag als dringlich erklärt , und ersuchen Sie,

die Bringlichkeit zu bestätigen . Wenn Sie nicht haben wollen , daß

die Bevölkerung von Y/ien das Vertrauen in ihre oberste Vertretung

verliert , wenn Sie nicht haben wollen , daß die mühsam * errungene

Stabilität schwer gefährdet und die bestehende Sicherheit durch

Unsicherheit gefährdet wird , dann müssen Sie unseren Antrag auf

Bringlichkeit zustimmen . Bie ÖVP hat schon während der letzten

Sitzung des Gemeinderates deutlich gesagt , daß das ganze Problem

vom derzeitigen Gemeinderat , dessen sämtliche Parteien das Ver¬

sprechen gaben , daß keine Tariferhöhungen erfolgen , überhaupt

nicht gelöst werden kann und daher den Antrag auf Auflösung des

Gemeinderates und sofortige Ausschreibung von Neuwahlen unterbrei¬

tet . Bieser Antrag wurde mit den Stimmen der Sozialisten und Kom¬

munisten abgelehnt . Damit ist die Bebatte keineswegs geschlossen.
Sie geht weiter . Hier , in der Öffentlichkeit , überall , und wir

bleiben dabei , früher oder später wird das Volk von Wien das letz¬
te Wort sprechen . Täuschen Sie sich nicht , bei aller Einsicht in
die Notwendigkeit einer vernünftigen Zusammenarbeit muß diese dort

eine Grenze haben , wo die Ehre verletzt v*/ird und die Diktatur
einer Mehrheit an Stelle der Verhandlung und der Demokratie tritt, -,

Bereinigen Sie den schweren Konflikt der auch innerhalb der Koa-

. /
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lition des Hauses aufgetreten ist noch heute!

Wir stehen auch weiterhin zum Volk * erklärte abschließend

Vizebärgermeister Weihberger . V/enn Sie nach vier V/ochöu nocn im¬

mer dort halten wo Sie gestern standen , dann werden wir weitere

und darunter sehr ernste Konsequenzen ziehen . Nehmen Sie das nicht

als Drohung aber als eine kl . re und verläßliche Feststellung.

Stimmen Sie der Dringlichkeit unseres Antrages zu.

Bürgermeister Jonas weist darauf hin , daß Vizebürgermeister

Weinberger die vorgeschriebene Redezeit von fünf Minuten üoer—

schritten und 14 Minuten gesprochen hat . Als Kontrarednei hmbo

sich GR . Sigmund gemeldet . Bs werde sich wohl kein Binwand ei he¬

ben , wenn auch der Redner der sozialistischen Fraktion eine gleich

lange Redezeit in Anspruch nimmt.

G-r.
_Sigmund ( SPÖ ) erwidert zunächst auf jenen Teil der Aus¬

führunsen ' des Vizebürgermeisters vv-einoerger , die er als meine

Drohung , dafür aber ls eine klare Feststellung bezeichn . t hatte.

Der Vorredner habe gemeint , es solle nicht wieder so werd .an , daß

die eine Hälfte diktiert und die andere kuscht . Hiezu sei iGotzu

stellen ; Es gibt keine Hälfte , die diktiert , und keine , die kuscht,

sondern die Aufteilung der Mandate im Wiener Gemeinderat sieht

ganz anders aus . Sie beträgt nicht 50 : 50 , die Fraktion der ÖVP

hat nur 35 Mandate , ist also von den 50 doch einiges entfernt.

Vizebürgermeister Weinberger habe es auch für notwendig ge¬

funden , die Vorgänge in der letzten Gemeinderatsit ^ uug so dar¬

zustellen , als ob die einzelnen Mitglieder des Gemeinderates ver¬

hindert gewesen wären , sich eine Meinungsbildung zu verschaffen.

Ich stelle fest , erklärt GR . Sigmund , daß ich in der letzten Sit¬

zung Berichterstatter war und daß meine Berichterstattung darauf

fußte , auf Grund von Mitteilungen und Unterlagen der Direktoren

und des Generaldirektors der Stadtwerke und der einzelnen Betriece

die notwendigen Anträge zu stellen.
Wenn GR . Dr . Wollinger ( ÖVP ) den Ausspruch getan hat , es

gehöre Mut dazu , in der Demokratie den anderen zuzuhören , dann

muß ich sagens Es gehört aber auch Mut dazu , als Minderheit die

Willensäußerung der Mehrheit zu respektieren.
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Es ist unzweifelhaft so , daß die Mehrheit des Hauses in einer

regelrechten Diskussion und nachfolgenden Abstimmung positiv zu

meinen damals gestellten Anträgen Stellung genommen hat und daß

daher für meine Partei keine Notwendigkeit besteht , die damals

ordnungsgemäß abgewickelten Anträge und durchgeführten Ab¬

stimmungen zu wiederholen # Das wird auch nicht dadurch besser,

wenn die Mehrheit in einer klaren Abstimmung ihren Willen ge¬

äußert hat und die Minderheit dann versucht , durch Lärmen und

Schlagen reit Pulten und Laden diese Abstimmung zu verhindern.

Herr Vizebürgermeister ! Es wird Ihnen nicht gelingen , zu¬

mindest nicht den Anwesenden im Hause , die Dinge so darzustellen,

als ob die Mehrheit die Minderheit vergewaltigt hätte , sondern

wahr ist , daß die Minderheit versucht hat , durch Lärmen in diesem

Hause die ordnungsgemäße Durchführung einer Abstimmung zu ver¬

hindern . ( Lebhafte Zustimmung bei den Sozialisten # )

Wir haben in den damaligen Darlegungen versucht , sachlich zu

beweisen , daß die Anträge der Direktoren , des Generaldirektors

und dann meine Anträge wirtschaftlich begründet sind . Ich habe

damals ausgeführt , daß die Differenzen zwischen Ihnen und uns

darin bestehen , daß Sie feststehende wirtschaftliche Momente ein¬

fach anders auslegen . Sie haben viele Jahre lang in diesem Hause

den Standpunkt vertreten , daß öffentliche Unternehmungen nicht

besser behandelt werden sollen als Privatunternehmunge n . Jetzt

auf einmal , weil es Ihnen gefällt und in Ihr politisches Konzept

paßt , wollen Sie für diese Unternehmungen Ausnahmen schaffen , die

keineswegs mit der von Ihnen bisher vertretenen Ansicht überein¬

stimmen.
Der Redner erklärt namens der Sozialistischen Part6is Wir

haben nicht die Absicht , für die Dringlichkeit des Antrages zu

stimmen , aber noch weniger haben wir die Absicht , eine abge¬
schlossene Debatte neu zu eröffnen.

In diesem Zusammenhang gibt der Redner folgende Erklärung ab

Es ist seit langem der Wunsch der Arbeiterkammer und des Öster¬

reichischen Gewerkschaftsbundes , die Präge zu prüfen , inwieweit

man von dem jetzigen Einheitstarif auf einen Zonentarif über¬

gehen kann.
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Es v/ird die im Herbst stattfindende Verkehrsenquete die Möglich¬

keit bieten , auch diesen Wunsch zu untersuchen , zu prüfen , um dann

darüber Bericht zu erstatten . Wenn das ganze Problem des Wiener

Verkehrswesens einschließlich seiner Tarif — und Preispolitik durch¬

beraten sein v/ird , dann wird der Wiener Gemeinderat neuerlich dazu

Stellung nehmen.
Abschließend stellt der Redner nochmals fest , die Sozialisti¬

sche Partei habe nicht die Absicht , dem Antrag die Dringlichkeit

zuzuerkennen , noch weniger aber die Absicht , eine neuerliche Dis¬

kussion über einen abgeschlossenen Tagesordnungspunkt zu eröffnen.

( Lebhafter anhaltender Beifall bei der SPÖ . )
Bei der Abstimmung blieb der Antrag auf Zuerkennung der Dring¬

lichkeit mit den Stimmen der ÖVP und der VO in der Minderheit und

war damit abgelehnt .
Der Bürgermeister gab bekannt , daß er den Antrag dem Magistrat-

zur weiteren Behandlung zuweisen werde.
Hierauf gelangte der Antrag der VO , betreffend Aufhebung des

Gemeinderatsbeschlusses vom 22 . Juli 1955 zu Post 72 , welcher die

Erhöhung der Straßenb hntarife zum Gegenstand hatte , zur Beratung.
Zur Begründung der dringlichen Behandlung des Antrages wies

GR , Dr . Soswinski ( VO ) darauf hin , daß die Bevölkerung Wiens , weit

über die Arbeiter und Angestellten hinaus , seit dem Beschluß des

Gemeinderates vom 22 . Juli sehr deutlich gegen diese Tariferhö¬

hung Stellung genommen habe . Die Mehrheitspartei des Hauses wisse

genau , daß ihre Argumente für die Notwendigkeit der Erhöhung un¬

richtig sind . Darum habe sie unter dem Deckmantel " amtlicher Mit¬

teilungen " die Bevölkerung unrichtig informiert . Die Bevölkerung
wisse , daß die Tariferhöhung bei der Straßenbahn ein untragbarer
und unhaltbarer Anschlag auf ihre Taschen darstelle . Die Tarifer¬

höhung sei auch ein Signal für die Hinaufnumerierung der Preise

gewesen . Die Fraktion der VO habe in der letzten Gemeinderatsit¬

zung klar nachgewiesen , daß die Stadtwerke kein Defizit haben.
Die Gemeinde Wien habe in den letzten zehn Jahren aus den Stadt¬
werken 325 Millionen Schilling an Gebühren entnommen . Wenn man den

Unternehmungen dieses Geld zurückgeben würde , müßte man sich die
nächsten drei Jahre um diese Unternehmungen keine Sorge machen und
man könnte beim bisherigen Fahrpreis bleiben.
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Die Volksopposition lasse sich nicht auf die Frage ein,

oh der Beschluß des Gemeinderates gültig oder ungültig ist.

Der Gemeinderat habe es in der Hand , heute diesen Beschluß

aufzuheben und von der Erhöhung Abstand zu nehmen . Die arbeitende

Bevölkerung erwartet , daß die Stadtverwaltung nicht gegen sie,

sondern für sie arbeitet . Die Wiener wollen keine Tariferhöhung,

und die Gemeinde Dien braucht keine Tariferhöhung.

Der Redner schließt » Stimmen Sie der dringlichen Behandlung

des Antrages zu , dann kann nocii in dieser Sitzung die be¬

schlossene Erhöhung rückgängig gemacht werden*

Bei der Abstimm ung bleibt der Antrag auf dringliche Be¬

handlung mit den Stimmen der VO in der Rinderheit und ist daher

abgelehnt . hie Bürgermeister J onas mitteilt , wird der Antr ag

dem Magistrat zur weiteren Behandlung zugewiesen.

Schriftführer GR . Dr . Fi edler bringt hierauf einen Ant rag

der ÖVP zur Verlesung , betreffend die Überprüfung der Berechtigung

erhöhter Tarife der Wiener Verkehrsbetriebe durch ein neutrales

Dorum von Fachleuten.

Der Antrag bezweckt , mit der Überprüfung der Eicht-

bereciitigung oder Berechtigung erhöhter Tarife der 'Diener Ver¬

kehrsbetriebe ein neutrales Dorum zu betrauen , in dem neben der

Vertretern der Kammer für Arbeiter und Angestellte , der Kammer

der gewerblichen Wirtschaft und des Gewerkschaftsbundes auch

betriebswirtschaftlich und finanziell versierte Experten der

Hochschule für Welthandel , des Österreichischen Institutes für

Wirtschaftsforschurg und der Österreichischen Hationalbank Sitz

und Stimme haben müssen . Dieses Dorum hätte innerhalb eines Zeit¬

raumes von längstens sechs Wochen dem Bürgermeister , dem Stadt¬

rat für Finanzen und dem Stadtrat für die Städtischen Unter¬

nehmungen seine Stellungnahme zu dieser Angelegenheit schrift¬

lich bekanntzugeben . Die geplante Tariferhöhung bei den Wiener

Verkehrsbetrieben soll nicht vor dem Vorliegen des verlangten

Gutachtens und einer Beschlußfassung des Wiener Gemeinderates

darüber durchgeführt werden.
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In der * Begründung des Antrages heißt es , daß sich im Gemeinde

rat zwei differente Auffassungen gegenüberstehen . Zur Begründung

der Tariferhöhung wurden bisher nur solche Argumente herangezogen . ,

3 -i q eine wesentliche Binnahmenerhöhung als o.as alleinige Ali - rwi ~<~

mittel hinstellen . Dagegen wurde die Möglichkeit , Verteuerungen

und Mindereinnahmen durch erhöhte Einnahmen infolge eines gestei¬

gerten Absatzes von Strom und Gas , durch Einsparungen , bei der

Produktion von Strom und Gas und durch eine Umstellung der Inve¬

stitionspolitik auszugleichen , überhaupt nicht m Erwägung gezo¬

gen - Umsomehr muß ein neutrales worum eingescua .*. i-et weroeu , das

unvoreingenommen , objektiv und sachlich seine S ceriungnanme ab—

vibt , die sodann mit ihrem ganzen Gewicht von den gewählten Ver¬

tretern bei einer neuerlichen Behandlung zu beachten ist c

lie bisherige Behandlung dieses Problems habe die Diener

Bevölkerung äußererer etlich erregt - Sowohl Bundeskanzler Ing.

Raab als auch die Kammer für Arbeiter und Angestellte und die

Kammer der gewerblichen ihrfscha . it für Wien haben vor einer oer-

artigen Maßnahme gewarnt , die alle bisherigen Opfer der Bevölke¬

rung und alle Bemühungen der Bundesregierung um die Stabil ! uäo

schwerstens gefährden .. , ja sogar zunichte machen könnten . Auch oer

Präsident dis Österreichischen Gewerkschaftsbundes habe m einem

Artikel in der Tageszeitung u Bie Presse 1' vom 22 * Mai d . J • vor

Preissteigerungen gewarnt und dabei ausdrücklich daraiu verwie¬

sen , daß vor allem gewisse Tendenzen zur Steigerung der Agrar¬

preise und öffentlichen Tarife energisch zurückgewiesen werden

müssen. 11

Dkfm . Nothsc 'hläger hebe in seiner Eigenschaft als Amtsfähren¬

der Stadtrat für die Stad bischen Unternehmungen sowohl den

toren der Stadtwerke gegenüber als auch in Aussprache . * mir dem

Bürgermeister und dem Stadtrat für das Finanzwesen , sowie bei an¬

deren Gelegenheiten festgestelle , dai irgendwelche Erhöhungen der

Straßenbahntariie sachlich unbegründet und daher zu unterlassen

seien.

Die Verantwortung der vom Volke gewählten Wiener Gemeinde¬

räte , das Ansehen der Demokratie und das allgemeine Interesse

lassen die von den Antragstellern geforderte sachliche Überprü¬

fung als unerläßlich erscheinen«
/

t
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Der Bürgermeister gibt bekannt , daß der Antrag -dem Gemeinde¬

rat sausschuß XII zugewiesen wird.

Damit ist die Tagesordnung erschöpft.

Bürgermeister Jonas schließt die Sitzung um 15 . 55 Uhr.

Blumen in der Volkshalle

2 . August ( RK ) Heute nachmittag wurde in der Volkshalle des

Wiener Raths,uses in Anwesenheit von Bürgermeister Joncie aie Jubi

läumsblumenausStellung der Bundesfachsektion ' ' Blumen und zier—

Pflanzenbau ” des Bundesverbandes der Brwerbsgärtner Österreichs

eröffnet , die im Einvernehmen mit der Landwirtschaftskammer von

Niederösterreich und Wien eingerichtet wurde . Die Ausstellung iot

unter dem Titel " Ein Eest der Blumen " in der Zeit vom o • bis i •

August , täglich von 10 bis 22 Uhr , zugänglich . Die Wiener Berufs¬

gärtner wollen mit der Ausstellung einen Überblick über ihre Ar¬

beit geben und gleichzeitig den Besuchern Anregungen geben . Die

Stadt Wien hat als Ehrenpreis einen kunstvollen Glaspokd gestif¬

tet.

/*
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Für Stadtgas braucht man Sohle!

Eine Feststellung der Wien er Gaswerlce

2 . August ( RK ) in der " Österreichischen Neuen Tageszeitung"

ist ein Artikel mit der ‘Überschrift " Gaskrieg in der Stadt Baden"

erschienen , zu dem die Wiener Stadtwerke - Gaswerke folgendermaßen
S tellung nehmen s

Es ist unrichtig * daß man aus einem Kubikmeter Erdgas zwei

Kubikmeter Stadtgas erzeugen kann . Das in den Wiener Gaswerken

aus Erdgas durch katalytische Hethanspaltung mit Hilfe von Luft

erzeugte sogenannte Spaltgas gestattet es nämlich nicht * in Ver¬

mischung mit Erdgas allein ein normgerechtes Stadtgas zu erzeugen.
Es wäre nicht möglich * dieses Gasgemisch in den auf eine bestimmte

Stadtgasquälitat eingerichteten Gasgeräten der Wiener Verbraucher

zu verbrennen . Die Wiener Gaswerke müssen zur Herstellung des

Stadtgases ganz beträchtliche Mengen Kohlengas erzeugen * außerdem

wird Koksgeneratorgas zugemischt . Der aus dem Erdgas stammende

Anteil an Stadtgas betrug zum Beispiel im Jahre 1954 rund

30 Prozent * für die Herstellung der übrigen Gas - Komponenten muß

Kohle und Koks verbraucht werden.
Die in dem Artikel gebrachte Berechnung über die Kosten der

Stadtgasherstellung ist daher absolut falsch und irrefiihrend , da

der Aufwand an Kohle völlig übersehen wurde . Wenn man ferner bedenkt
daß die Kohlenkosten im Jahre 1954 im Vergleich zum Jahre 1937
das löfache betragen haben * im Laufe des Jahres um zehn Prozent
erhöht wurden und im weiteren Steigen begriffen sind * wird es
verständlich * welchen Einfluß die Entwicklung der Kohlenpreise
auf die Gasgestehungskosten hat.

Umso bemerkenswerter ist es * daß der Preis für Wiener Stadt¬

gas gegenwärtig gegenüber der Vorkriegszeit nur auf das 3 . 8fache

gestiegen ist und nach dem Wegfall der Grundgebühr nur das
3 * 6fache der Vorkriegszeit betragen wird . Die Preise des Wiener

Stadtgases sind auch - wie aus einer Aufstellung der Inter¬
nationalen Gasunion hervorgeht - von allen europäischen Haupt¬
städten am niedrigsten. /
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Die Wiener Gaswerke haben der Stadt Baden großzügiger¬

weise das Anbot gemacht , der Badener Bevölkerung die

o' ieichen Gaspreise zu verrechnen , wie sie in dien gelten.

Die Badener Gaskonsumenten würden also den Vorteil des

niedrigsten Gaspreises beim Entfallen jeglicher Grundgebühr

haben.
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